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Satzung zur 18. Änderung der Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren 
der Stadt Bergheim 
 

 
Beschlussvorschlag 
 
Die Gebührenbedarfsberechnung 2023 für die kostenrechnende Einrichtung „Bestattungswesen“ 
und die Satzung zur 18. Änderung der „Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren der 
Stadt Bergheim“ werden beschlossen. Die Gebührenbedarfsberechnung mit den Ansätzen für das 
Jahr 2023 sowie die Änderungssatzung sind Bestandteil des Beschlusses. 
 

 
Erläuterungen: 
 
1. Zielsetzung 

Festsetzung von kostendeckenden Friedhofsgebühren für das Jahr 2023 gemäß § 6 KAG NRW 
in Verbindung mit §§ 75 und 77 GO NRW. 
 

2. Sachverhalt 

Die Verwaltung stellt jährlich für die kostenrechnende Einrichtung „Bestattungswesen“ eine Ge-
bührenbedarfsberechnung auf. Diese dient sowohl der Ermittlung der für den Gebührenhaushalt 
zu erwartenden Kosten und Erlösen als auch der Gebührenkalkulation. 
 
Die Gebührenbedarfsberechnung 2023 inklusive detaillierter Erläuterungen sowie der Entwurf 
der Satzung zur 18. Änderung der „Satzung über die Erhebung von Friedhofsgebühren der Stadt 
Bergheim“ sind als Anlage A und B anhängig. Als Anlage C ist der kommunale Gebührenver-
gleich für das Jahr 2022 beigefügt. 
 
Die Bestattungszahlen werden im Vergleich zur Gebührenbedarfsberechnung 2022 in der Vertei-
lung der einzelnen Grabarten den Gegebenheiten der zurückliegenden Jahre zugunsten der Ur-
nenbeisetzungen angepasst. 
 
Im Gegensatz zur Gebührenbedarfsberechnung 2022 kann für das Jahr 2023 kein Gebührenüber-
schuss eingerechnet werden, da zum jetzigen Zeitpunkt davon auszugehen ist, dass der Bestand 
der Sonderrücklage mit Abschluss der Jahresrechnung 2022 aufgebraucht sein wird. 
 
Der kalkulatorische Zinssatz sinkt von 5,7 % in 2022 auf 2,8 % in 2023. Der Zinssatz für das 
Jahr 2023 wurde aufgrund der sich im Gesetzgebungsverfahren befindlichen Änderung des § 6 
KAG NRW aus einem gewichteten Durchschnittszinssatz berechnet. Das Gesetzgebungsverfah-
ren wird voraussichtlich in der ersten Dezemberhälfte zum Abschluss gebracht. Das neue Be-
rechnungsschema des kalk. Zinssatzes wird dann zum 01.01.2023 in Kraft treten. Sollten sich bei 
der Änderung des § 6 KAG NRW Modifizierungen zur Berechnungsmethodik ergeben, so wird 
die Verwaltung zur Ratssitzung am 19.12.2022 noch eine aktualisierte Gebührenkalkulation so-
wie eine geänderte Änderungssatzung vorlegen.  
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Bei der Berechnung wird eine Gewichtung von Eigenkapital und Fremdkapital (hier: Verbindlich-
keiten aus Krediten) vorgenommen. Die Grundlage für diese Gewichtung stellen die Zahlen aus 
dem Jahresabschluss 2021 dar, welche im Verhältnis zueinander gesetzt werden. Hieraus ergibt 
sich für die diesjährige Zinsberechnung ein Eigenkapitalanteil von 52,62 % und ein Fremdkapital-
anteil von 47,38 %. Diese Anteile stellen die Gewichtung des Nominalzinssatzes für das Eigenka-
pital und den Darlehenszinssatz für das Fremdkapital im Durchschnittszinssatz dar. Während der 
Nominalzins den 30-jährigen Durchschnitt der Emissionsrenditen für festverzinsliche Wertpapiere 
darstellt, wird der Darlehenszinssatz auf Basis der durchschnittlichen tatsächlichen Zinsbelastung 
ermittelt.  
Aus der Summe der gewichteten Zinssätze ergibt sich somit ein Durchschnittszinssatz für das Jahr 
2023 in Höhe von 2,8 %. Angesichts des sich jährlich verändernden Verhältnisses zwischen Eigen- 
und Fremdkapital sowie der sich jährlich verändernden Zinsen, wird der Zinssatz für jede Gebüh-
renkalkulation neu berechnet. 
 
Die Gebühren für Bestattungen und Beisetzungen sinken leicht. Die Gebühren für die Grabnut-
zung und die Gebühren für die Nutzung der Friedhofseinrichtungen sowie die Grabräumungsge-
bühren steigen. Die abweichenden Entwicklungen bei den Gebührensätzen resultieren daraus, 
dass die Ausgabe-, die Einnahme- sowie die Fallzahlenentwicklung bei den verschiedenen Fried-
hofsleistungen unterschiedlich verlaufen. 
 
Die Gebühren für die Grabräumung der sogenannten „Altfälle“, d.h. in den Fällen, in denen noch 
keine Grabräumungsgebühr im Voraus erhoben wurde, sind ab 01.01.2023 umsatzsteuerpflich-
tig. In diesem Fall greift § 2 b des Umsatzsteuergesetzes, da hier im Bereich des Bestattungswe-
sens ausnahmsweise ein Wettbewerb mit den Steinmetzbetrieben vorliegt. Die Nutzungsberech-
tigten haben bei den sog. „Altfällen“ auch weiterhin das Wahlrecht, ob sie eine Grabstätte selber 
räumen bzw. ob sie die Stadt oder einen privaten Betrieb mit der Räumung beauftragen. In der 
Gebührensatzung wird hierzu § 4 Nr. 8 „Umsatzsteuer“ neu eingefügt. Alle anderen Gebührenta-
rife bleiben umsatzsteuerbefreit.  
 
Die für das Jahr 2023 ermittelten Friedhofsgebühren basieren auf den in der Gebührenbedarfsbe-
rechnung berücksichtigten Kosten und Erlösen. Bei der Beschlussfassung der 2023er Gebühren-
sätze werden somit zugleich die für das kommende Jahr auszuführenden Ansätze festgelegt. 
 
Ausweislich der in Anlage A beigefügten Kalkulation verändern sich die Friedhofsgebühren ge-
genüber dem Vorjahr wie folgt: 
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3. Alternativen/Einsparpotenziale (Prüfung einer kostengünstigeren Aufgabenerledigung ein-

schl. der Möglichkeit der interkommunalen Zusammenarbeit) 

Für den Gebührenhaushalt sollen gemäß § 5 KAG NRW in Verbindung mit den §§ 75 und 77 
GO NRW grundsätzlich kostendeckende Gebühren erhoben werden. 
 

4. Darstellung der Auswirkungen auf den Ergebnisplan, den Finanzplan und die Bilanz (lfd. 
Haushaltsjahr und Folgejahre, inkl. Folgekosten bei Investitionen) 

Der zu finanzierende Deckungsbedarf der kostenrechnenden Einrichtung „Bestattungswesen“ 
wird durch entsprechende den Gebührenpflichtigen per Bescheid in Rechnung zu stellende Ge-
bühren gedeckt. 
 

5. Darstellung der klimaschutzrelevanten Auswirkungen (ab 1. Quartal 2021) 

entfällt 
 

6. Bürgerbeteiligung 

Aufgrund der gesetzlichen Vorgaben entfällt eine Bürgerbeteiligung. 
 

7. Überprüfung der Zielerreichung (Messinstrumente und –zeitpunkt) 

entfällt 
 




